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Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

 

In der Verwaltungsrechtssache  

  
…,  

- Antragsteller - 
 
 
Prozessbevollmächtigte: 
 
…,  
 
g e g e n 

 

die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch die Behörde für 
Inneres und Sport 
…,  

- Antragsgegnerin -  
 
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 21, am 7. Mai 2026 durch  
 
den Richter am Verwaltungsgericht … als Vorsitzenden,  
den Richter am Verwaltungsgericht …, 
den Richter am Verwaltungsgericht …, 
 
beschlossen: 
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Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers vom 6. Mai 2026 

gegen die Verfügung der Antragsgegnerin vom 5. Mai 2026 wird wiederhergestellt, 

soweit unter Auflage Nr. 1 der Verfügung die Nutzung der Moorweide oder von 

Teilen der Moorweide als Versammlungsort untersagt und angeordnet wird, dass 

die Versammlung im Sternschanzenpark stattzufinden hat, und soweit unter Auflage 

Nr. 2 der Verfügung die Nutzung eines Infostandes ohne Genehmigung des 

Bezirksamts Altona untersagt wird. 

Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragsgegnerin zu 3/4 und der Antragsteller 

zu 1/4. 

Der Streitwert wird auf 2.500 EUR festgesetzt.   

Rechtsmittelbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an 
das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Beschlusses beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, eingeht.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die 
Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. Sie muss einen bestimmten 
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern ist oder aufzuheben ist, und 
sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen.  
 
Eine Beschwerde in Streitigkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen ist nur zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt.  
 
Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen – sofern sie nicht in elektronischer Form eingereicht werden 
–Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden.  
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 
Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten 
Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der 
weiteren Einzelheiten auf § 67 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
 
Hinsichtlich der Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten die Beschwerde an das Hamburgische 
Oberverwaltungsgericht zu. Die Streitwertbeschwerde ist beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 
4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Sie ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt hat, schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen.  
 
Soweit die Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nicht durch das Verwaltungsgericht zugelassen worden 
ist, ist eine Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nur gegeben, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 300,00 EUR übersteigt.  
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Gründe 

I. 

Der zulässige und insbesondere nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO statthafte Antrag des 

Antragstellers auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung seines Widerspruchs 

vom 6. Mai 2026 gegen die in der versammlungsrechtlichen Anmeldebestätigung vom 

5. Mai 2026 enthaltenen Auflagen, mit denen (1.) die Nutzung der Moorweide oder von 

Teilen der Moorweide als Versammlungsort untersagt und stattdessen angeordnet wird, 

dass die Versammlung im Sternschanzenpark stattzufinden hat, und (2.) u.a. die Nutzung 

eines Infostandes und eines Sanitätszeltes ohne Genehmigung des Bezirksamts Altona 

untersagt wird, hat im tenorierten Umfang Erfolg. 

1.  Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist formell rechtmäßig. Nach § 80 Abs. 3 

VwGO ist das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts 

schriftlich zu begründen. Es reicht jede schriftliche Begründung, die zu erkennen gibt, dass 

die anordnende Behörde eine Anordnung des Sofortvollzugs im konkreten Fall für geboten 

erachtet. Die Begründung muss kenntlich machen, dass sich die Behörde bewusst ist, von 

einem rechtlichen Ausnahmefall Gebrauch zu machen (Eyermann, VwGO, 17. Aufl. 2026, 

§ 80 Rn. 55). Vorliegend hat die Antragsgegnerin sowohl hinsichtlich der Verlegung des 

Ortes als auch der Untersagung von Versammlungsinfrastruktur die Anordnung der 

sofortigen Vollziehung anhand der Umstände des Einzelfalls begründet. So hat sie auf die 

besonderen Gefahren des Veranstaltungsortes Moorweide und die durch 

Versammlungsinfrastruktur erwarteten Verstöße gegen das Hamburgische Wegegesetz 

abgestellt. 

2.  Nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO kann das Gericht die aufschiebende Wirkung 

eines Rechtsbehelfs im Falle der Anordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 4 VwGO wiederherstellen, wenn die im Rahmen des Verfahrens des 

einstweiligen Rechtsschutzes vorzunehmende Interessenabwägung ergibt, dass das 

öffentliche Interesse an der Vollziehung des angegriffenen Verwaltungsakts hinter dem 

privaten Suspensivinteresse zurücktritt. Die vorzunehmende Abwägung des Gerichts 

orientiert sich dabei im Wesentlichen an den Erfolgsaussichten der Hauptsache.  

Im Verfahren nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO ist der Rechtsschutzanspruch des Bürgers 

umso stärker, je schwerwiegender die ihm auferlegte Belastung wiegt und je mehr die 

Maßnahmen der Verwaltung Unabänderliches bewirken (vgl. BVerfG, Beschl. v. 21.4.1998, 

1 BvR 2311/94, juris Rn. 25). Da die Folgen von Anordnungen, die die Durchführung einer 
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Versammlung beschränken, regelmäßig nicht reversibel sind, muss das 

verwaltungsgerichtliche Eilverfahren hier zum Teil Schutzfunktionen übernehmen, die sonst 

das Hauptsacheverfahren erfüllt (vgl. BVerfG, Beschl. v. 3.3.2004, 1 BvR 461/03, juris 

Rn. 33). Die Verwaltungsgerichte müssen daher schon im Eilverfahren durch eine 

intensivere Prüfung dem Umstand Rechnung tragen, dass der Sofortvollzug der 

umstrittenen Maßnahme in der Regel zur endgültigen Verhinderung der Versammlung in 

der beabsichtigten Form führt (vgl. BVerfG, Beschl. v. 3.3.2004, 1 BvR 461/03, juris Rn. 33). 

Soweit möglich, ist die Rechtmäßigkeit der Maßnahme in rechtlicher und tatsächlicher 

Hinsicht daher nicht nur summarisch zu prüfen. Sofern dies nicht möglich ist, haben die 

Fachgerichte jedenfalls eine sorgfältige Folgenabwägung vorzunehmen und diese 

hinreichend substantiiert zu begründen (vgl. BVerfG, Beschl. v. 20.12.2012, 1 BvR 2794/10, 

juris Rn. 18). 

Soweit der Antragsteller sich gegen die Untersagung der Nutzung der Moorweide oder von 

Teilen der Moorweide als Versammlungsort und die Verlegung des Versammlungsortes 

zum Sternschanzenpark wendet, überwiegt das Aussetzungsinteresse das öffentliche 

Vollzugsinteresse. Denn der Widerspruch des Antragstellers wird insoweit voraussichtlich 

Erfolg haben (dazu a)). Gleiches gilt, soweit sich der Antragsteller gegen die Untersagung 

des Infostandes ohne Genehmigung des Bezirksamts Altona wendet (dazu b)). Hinsichtlich 

des Verbots des Sanitätszeltes überwiegt dagegen das öffentliche Vollziehungsinteresse, 

da der Widerspruch insoweit keinen Erfolg haben dürfte (dazu c)); insoweit besteht auch 

ein besonderes Vollziehungsinteresse (dazu d)). 

a) Der Widerspruch dürfte hinsichtlich der Verlegung des Protestcamps voraussichtlich 

Erfolg haben, da die Verfügung nach § 15 Abs. 1 VersG insoweit rechtswidrig sein dürfte. 

Gemäß § 15 Abs. 1 VersG kann die zuständige Behörde eine Versammlung oder einen 

Aufzug von bestimmten Auflagen abhängig machen, wenn nach den zur Zeit des Erlasses 

der Verfügung erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei der 

Durchführung unmittelbar gefährdet ist. Dabei sind die Tatbestandsvoraussetzungen unter 

Beachtung der grundrechtlich geschützten Versammlungsfreiheit auszulegen (vgl. BVerfG, 

Beschl. v. 21.4.1998, 1 BvR 2311/94, juris Rn. 27). Art. 8 Abs. 1 GG schützt die Freiheit, 

mit anderen Personen zum Zwecke einer gemeinschaftlichen, auf die Teilhabe an der 

öffentlichen Meinungsbildung gerichteten Erörterung oder Kundgebung örtlich zusammen 

zu kommen (vgl. BVerfG, Beschl. v. 24.10.2001, 1 BvR 1190/90, juris Rn. 41). Als Freiheit 

zur kollektiven Meinungskundgabe, die auch und vor allem andersdenkenden Minderheiten 

zugutekommt, ist die Versammlungsfreiheit für eine freiheitlich demokratische 
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Staatsordnung konstituierend (vgl. BVerfG, Urt. v. 22.2.2011, 1 BvR 699/06, juris Rn. 101; 

Beschl. v. 14.5.1985, 1 BvR 233/81, juris Rn. 63) und wird im Vertrauen auf die Kraft der 

freien öffentlichen Auseinandersetzung grundsätzlich auch den Gegnern der Freiheit 

gewährt (vgl. BVerfG, Beschl. v. 4.11.2009, 1 BvR 2150/08, juris Rn. 67). Hierbei kommt 

dem Veranstalter der Versammlung nach der Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts eine hervorgehobene Bedeutung zu, weil dieser die 

Versammlung initiiert, ihren Rahmen absteckt und die personellen (Leiter, Ordner, Redner) 

sowie sachlichen (etwa Bühne, Mikrofon) Voraussetzungen für ihre Durchführung schafft. 

Aus der grundrechtlich verbürgten Versammlungsfreiheit folgt das Recht der 

Grundrechtsträger, insbesondere des Veranstalters, selbst über Ort, Zeitpunkt, Art und 

Inhalt der Versammlung zu bestimmen (vgl. BVerwG, Urt. v. 27.11.2024, 6 C 4/23, juris Rn. 

27 m.w.N.). 

Auch ein Protestcamp kann den Begriff der Versammlung erfüllen (BVerwG, Urt. v. 

24.5.2022, 6 C 9/20, juris Rn. 22 ff.). Bei diesen Camps handelt es sich um eine Form 

kollektiven Protests. Sie werden typischerweise an einem Ort veranstaltet, der einen Bezug 

zu dem jeweils inmitten stehenden Thema hat. Der Charakter der Protestcamps wird durch 

ihren Ortsbezug sowie durch ihre zeitliche Dauer geprägt. Es handelt sich meist um 

Veranstaltungen mit einer zeitlichen Perspektive von in der Regel mindestens mehreren 

Tagen. Aus diesem Charakter als Dauerveranstaltung ergibt sich ein Interesse der 

Campteilnehmer an Infrastruktur, insbesondere in Form von Verpflegungs-, 

Übernachtungs- und Sanitäreinrichtungen, die am Veranstaltungsort der Camps in 

erheblichem Umfang Raum in Anspruch nehmen können (vgl. OVG Hamburg, Urt. v. 

1.3.2023, 4 Bf 221/20, juris Rn. 89). 

Die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 VersG liegen bezogen auf die 

Untersagung der Nutzung der Moorweide oder von Teilen der Moorweide als 

Versammlungsort und der verfügten Verlegung des Versammlungsortes zum 

Sternschanzenpark nicht vor. Die von der Antragsgegnerin getroffene Gefahrenprognose 

ist nicht tragfähig (aa)). Selbst wenn man eine Gefährdung unterstellen wollte, erwiese sich 

die Verlegung in den Sternschanzenpark als unverhältnismäßig (bb)). 

aa) Die Gefahrenprognose der Versammlungsbehörde muss auf konkrete und 

nachvollziehbare tatsächliche Anhaltspunkte gestützt sein, die bei verständiger Würdigung 

eine hinreichende Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts begründen. Bloße 

Verdachtsmomente und Vermutungen reichen nicht aus (vgl. BVerfG, Beschl. v. 6.6.2007, 

1 BvR 1423/07, juris Rn. 17; Beschl. v. 12.5.2010, 1 BvR 2636/04, juris Rn. 17; BVerwG, 
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Urt. v. 26.2.2014, 6 C 1/13, juris Rn. 21). Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen 

von Gründen für ein Verbot oder eine Beschränkung trifft grundsätzlich die Behörde (vgl. 

BVerfG, Beschl. v. 20.12.2012, 1 BvR 2794/10, juris Rn. 17). Eingriffe in die 

Versammlungsfreiheit sind nur zum Schutz gleichwertiger Rechtsgüter unter strikter 

Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zulässig (vgl. BVerfG, Beschl. v. 14.5.1985, 

1 BvR 233/81, juris Rn. 79 f.). 

Diesen Anforderungen wird die Verfügung nicht gerecht. 

(1) Soweit die Antragsgegnerin auf die Erfahrungen und Erkenntnisse des Protest-

camps „Finger weg von Rafah!“ aus dem Jahr 2024 verweist, fehlt es an einer hinreichend 

belastbaren Tatsachengrundlage für die Annahme, dass die dort dokumentierten Vorfälle 

gerade auf den Versammlungsort Moorweide zurückzuführen sind. 

Zwar ist es im Rahmen der Gefahrenprognose grundsätzlich zulässig, an die Erfahrungen 

mit ähnlich gelagerten Versammlungen desselben Veranstalterkreises anzuknüpfen, soweit 

eine personelle, ideologische und thematische Kontinuität besteht. Indes muss die Behörde 

dann auch konkret darlegen, welche der seinerzeit eingetretenen Vorfälle dem 

Versammlungsleiter und dem Veranstalterkreis als deren 

„Zweckveranlasser“ versammlungsrechtlich zurechenbar sind. Dies ist vorliegend nicht der 

Fall. 

Von den 43 Strafanzeigen, die die Antragsgegnerin im Anhang zu ihrer Verfügung auflistet, 

lässt sich der Verfügung nur vereinzelt entnehmen, durch welche Personen welche 

Straftaten begangen worden sein sollen. Die Antragsgegnerin teilt selbst mit, dass 14 der 

43 Taten gegen das Camp gerichtet waren und damit gerade nicht der Versammlung 

zurechenbar sind. Inwieweit von den verbleibenden 29 Taten „aus dem Camp heraus“ auch 

aktuell ein hinreichender Bezug zum Antragsteller bzw. dem Veranstalterkreis gezogen 

werden kann, wird von der Antragsgegnerin nicht substantiiert dargelegt. Soweit die 

Antragsgegnerin darauf verweist, dass der Antragsteller am Camp 2024 als Erstanmelder, 

Mitveranstalter und zeitweise Versammlungsleiter beteiligt gewesen sei, folgt hieraus nicht, 

dass ihm das Verhalten Einzelner zurechenbar wäre. Auch aus dem Umstand, dass der 

nachfolgende Leiter der damaligen Veranstaltung nach polizeilicher Feststellung der 

Hauptaggressor der Eskalation gewesen sei, folgt nichts anderes, da nicht substantiiert 

dargelegt wird, inwieweit sich der Antragsteller dieses Verhalten zurechnen lassen müsste. 

Es ist insbesondere nicht ersichtlich, dass diese Person auch zum aktuellen 

Veranstalterkreis gehört. 
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Hinzu kommt, dass die nun angemeldete Versammlung in zentralen Parametern nicht mit 

dem Camp 2024 vergleichbar ist. Während das Camp „Finger weg von Rafah!“ über mehr 

als vier Monate (vom 6. Mai bis 3. September 2024) andauerte, ist die hier in Rede stehende 

Versammlung auf neun Tage angelegt. Die in einem mehrmonatigen Zeitraum 

dokumentierten Vorfälle lassen sich daher schon rein quantitativ nicht ohne Weiteres auf 

die vorliegende Versammlung übertragen. Auch das Versammlungskonzept hat sich 

verändert; die Versammlung knüpft thematisch nunmehr konkret an den Nakba-Gedenktag 

am 15. Mai 2026 und an eine bundesweit koordinierte Aktionswoche an. 

(2) Die Antragsgegnerin legt auch nicht überzeugend dar, dass und warum die 

behaupteten Gefahren ortsspezifisch gerade an die Moorweide gebunden sein sollen. 

Die Antragsgegnerin stellt entscheidend darauf ab, „die Quantität und Qualität der mit hoher 

Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Straftaten“ hänge „maßgeblich von der Durchführung 

an eben diesem Versammlungsort ab, weil gerade durch die historische Bedeutung des 

Ortes Vertreter unterschiedlicher politischer Meinung aufeinandertreffen und die 

Durchführung an eben diesem Ort als Provokation verstanden wird“. Tragender 

Anknüpfungspunkt der Verlegung ist damit nach dem eigenen Vortrag der Antragsgegnerin 

nicht der ortsunabhängige Inhalt der Versammlung oder ein der Versammlung selbst 

zurechenbares konkretes Verhalten, sondern die zu erwartende Reaktion der 

„Meinungsgegner“ auf die symbolische Verknüpfung des Versammlungsthemas mit der 

historisch belasteten Örtlichkeit. Es entspricht jedoch der gefestigten Rechtsprechung, dass 

eine friedliche Versammlung grundsätzlich nicht aus Gründen verboten oder beschränkt 

werden darf, die in der erwarteten Reaktion „Andersdenkender“ liegen; vielmehr sind die 

staatlichen Stellen gehalten, die Versammlung gegen Übergriffe Dritter zu schützen und die 

mutmaßlichen Störer als Verantwortliche in Anspruch zu nehmen (vgl. BVerfG, Beschl. v. 

14.5.1985, 1 BvR 233/81, juris Rn. 91 ff.).  

Konkrete tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass aus der Versammlung selbst heraus 

gerade an der Moorweide – und nicht beispielsweise im Sternschanzenpark – Straftaten zu 

erwarten sind, hat die Antragsgegnerin nicht substantiiert vorgetragen. Soweit sie einen 

Verstoß gegen § 86a StGB durch das Anbringen israelfeindlicher Transparente und ein 

Skandieren strafbarer Parolen befürchtet, handelt es sich um Gefahren, die – mit gleichem 

Wahrscheinlichkeitsgrad – auch an einem anderen Versammlungsort entstehen würden. 

Sie sind daher schon nicht geeignet, eine ortsbezogene Beschränkung zu tragen, sondern 

können ggf. durch inhaltliche Auflagen (Verbot bestimmter Parolen und Symbole) und 

polizeiliches Einschreiten gegen einzelne Störer adressiert werden. 
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(3) Soweit die Antragsgegnerin auf eine Verbindung des Antragstellers zur Gruppierung 

„…“ verweist, kann vorliegend dahinstehen, ob und inwieweit die Gruppierung als „gesichert 

extremistisch“ einzustufen ist und ob und inwieweit der Antragsteller die Gesinnung der 

Gruppe teilt. 

Eine allgemeine radikale oder extremistische Grundeinstellung des Veranstalters oder 

Leiters ist für die Gefahrenprognose rechtlich irrelevant, solange sie sich nicht in konkreten, 

auf die Versammlung bezogenen rechtsgutgefährdenden Aktionen manifestiert. Ein 

Versammlungsverbot kann daher nicht allein auf die Annahme gestützt werden, dass die 

von dem Anmelder oder seiner Gruppierung typischerweise vertretenen Inhalte der 

freiheitlichen demokratischen Grundordnung widersprechen (vgl. BVerfG, Beschl. v. 

1.5.2001, 1 BvQ 22/01, juris Rn. 15).  

Die Antragsgegnerin legt indes keine Tatsachen bezogen auf den Antragsteller dar, aus 

denen eine unmittelbare Gefährdung im Sinne des § 15 Abs. 1 VersG abgeleitet werden 

könnte. Vielmehr führt das LKA 7 in seiner Stellungnahme aus, dass der Antragsteller 

„hinlänglich als Anmelder und Leiter von pro-palästinensischen Versammlungslagen 

bekannt [sei], die im Wesentlichen friedlich bis weitestgehend störungsfrei mit einer 

Teilnehmendenzahl zwischen 20 bis 1.550 Personen verlaufen sind“. 

(4) Eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung im Sinne des § 15 Abs. 1 VersG vermag 

die Verlegung des Versammlungsortes ebenfalls nicht zu tragen. 

Unter „öffentlicher Ordnung“ ist die Gesamtheit der ungeschriebenen Regeln zu verstehen, 

deren Befolgung nach den jeweils herrschenden, mit dem Wertgehalt des Grundgesetzes 

zu vereinbarenden sozialen und ethischen Anschauungen als unerlässliche Voraussetzung 

eines geordneten menschlichen Zusammenlebens innerhalb eines bestimmten Gebiets 

angesehen wird (vgl. BVerwG, Urt. v. 26.2.2014, 6 C 1/13, juris Rn. 15). Dabei darf eine 

Beschränkung nicht aus dem Inhalt der Äußerungen, sondern allenfalls aus der Art und 

Weise der Durchführung der Versammlung hergeleitet werden (vgl. BVerfG, Beschl. v. 

23.6.2004, 1 BvQ 19/04, juris; BVerwG, a.a.O., juris Rn. 13). Versammlungen können auch 

an einem Ort mit besonderem Symbolgehalt nicht generell verboten werden; vielmehr ist 

die Feststellung einer eindeutigen Stoßrichtung gegen den Symbolgehalt erforderlich, 

durch die das sittliche Empfinden der Bürger erheblich beeinträchtigt wird (vgl. BVerwG, Urt. 

v. 26.2.2014, a.a.O., juris Rn. 16, 21 ff.). 

An einer derartigen eindeutigen Stoßrichtung gegen das Gedenken an die Opfer der 

nationalsozialistischen Deportationen fehlt es hier. Der Antragsteller hat im Rahmen der 
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Kooperationsgespräche ausdrücklich erklärt, weder beabsichtige er, das Existenzrecht 

Israels in Frage zu stellen, noch werde der Holocaust mit der Nakba in Zusammenhang 

gesetzt oder relativiert; er sei vielmehr bereit, ein regelmäßiges Gedenken an die Opfer des 

Nationalsozialismus in das Versammlungskonzept aufzunehmen. Die Antragsgegnerin hält 

dem entgegen, das angekündigte Gedenken sei im veröffentlichten Programm nicht 

abgebildet, im Programm zeige sich „vielmehr die Darstellung der einseitigen Opferrolle 

Palästinas“. Mit dieser Erwägung gerät die Antragsgegnerin in Konflikt mit dem aus Art. 8 

Abs. 1 GG folgenden Selbstbestimmungsrecht des Veranstalters über den Inhalt der 

Versammlung; dass eine palästinasolidarische Versammlung den Schwerpunkt auf die 

Perspektive der palästinensischen Vertriebenen legt, ist Ausdruck dieses 

Selbstbestimmungsrechts und kein Indiz für eine antisemitisch konnotierte 

„Provokation“ (vgl. auch BVerwG, Urt. v. 26.2.2014, 6 C 1/13, juris Rn. 21).  

Die Bezugnahme auf telefonische Beschwerden, schriftliche Eingaben einzelner Bürger 

und parlamentarische Anfragen zum Camp 2024 vermag eine Gefährdung der öffentlichen 

Ordnung ebenfalls nicht zu tragen. Subjektive Empfindungen einzelner Bürger – mögen sie 

auch nachvollziehbar sein – sind kein hinreichender Maßstab für eine 

Versammlungsbeschränkung; andernfalls könnten unliebsame politische Themen durch 

organisierte Beschwerdeführung von bestimmten Orten ferngehalten werden. Dies wäre mit 

der Versammlungsfreiheit unvereinbar (vgl. BVerwG, Urt. v. 26.2.2014, 6 C 1/13, juris Rn. 

15 ff.). 

bb) Selbst wenn man eine unmittelbare Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder 

Ordnung am Versammlungsort Moorweide unterstellen würde, erwiese sich die Verlegung 

in den Sternschanzenpark als unverhältnismäßig. 

Wie bereits ausgeführt, ist vom Selbstbestimmungsrecht des Veranstalters nach Art. 8 

Abs. 1 GG prinzipiell auch die Auswahl des Ortes umfasst. Bei der Wahl des Ortes genießt 

insbesondere der „Beachtungserfolg“ einer Versammlung besonderen Schutz; eine 

Versammlungsbehörde hat im Normalfall lediglich zu prüfen, ob durch die Wahl des 

konkreten Versammlungsorts Rechte anderer oder sonstige verfassungsrechtlich 

geschützte Rechtsgüter der Allgemeinheit beeinträchtigt werden (BVerfG, Urt. v. 22.2.2011, 

1 BvR 699/06, juris Rn. 64; Beschl. v. 27.6.2022, 1 BvQ 45/22, juris Rn. 6; OVG Hamburg, 

Urt. v. 1.3.2023, 4 Bf 221/20, juris Rn. 99 ff.). Bei einer Verlegung des Versammlungsortes 

ist von Bedeutung, ob durch die Auflage die Gefährdung beseitigt werden kann, ohne den 

durch das Zusammenspiel von Motto und geplantem Veranstaltungsort geprägten 
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Charakter der Versammlung erheblich zu verändern (BVerfG, Urt. v. 22.2.2011, 1 BvR 

699/06, juris Rn. 64; OVG Münster, Beschl. v. 26.6.2024, 15 B 596/24, juris Rn. 8 f.). 

(1) Die Verlegung in den Sternschanzenpark ist bereits ungeeignet, die behaupteten 

Gefahren zu beseitigen. 

Die Antragsgegnerin selbst leitet die Gefahrenprognose maßgeblich aus dem Verhalten 

des Anmelder- und Veranstalterkreises sowie der Versammlungsteilnehmenden ab. Das 

von ihr beschriebene Risiko der Begehung antisemitischer Sachbeschädigungen, des 

Skandierens strafbarer Parolen oder des Anbringens israelfeindlicher Transparente besteht 

– wie ausgeführt – ortsunabhängig. Auch das Risiko verbaler Auseinandersetzungen mit 

Meinungsgegnern bestünde bei vergleichbarer Sichtbarkeit am Sternschanzenpark fort. Die 

in der polizeilichen Gefahrenprognose als „Hauptaggressor“ bezeichnete 

Versammlungsleitung des Camps 2024 würde – ihren Einsatz auch im jetzigen Camp 

unterstellt – an jedem Versammlungsort agieren. 

Es spricht vorliegend sogar einiges dafür, dass im Sternschanzenpark von einem 

gesteigerten Konfliktpotential auszugehen ist. Das Bezirksamt Altona hat in seiner 

Stellungnahme vom 30. April 2026 ausdrücklich auf die unmittelbare Nähe zur „Roten 

Flora“ und zur „aktiven Drogenszene“ sowie auf die offene, schwer abzusichernde Struktur 

des Parks hingewiesen. Weiter heißt es, dass „insbesondere bei politisch aufgeladenen 

Versammlungen und Großveranstaltungen die Sicherheit und Ordnung im Umfeld des 

Parks nur schwer zu gewährleisten“ sei.  

(2) Die Verlegung ist auch nicht erforderlich, weil mildere, ebenso geeignete Mittel zur 

Verfügung stehen. 

Soweit es um Gefahren der Begehung von Äußerungs- und Symboldelikten (§§ 86a, 130 

StGB) geht, kommen gezielte inhaltliche Auflagen (Verbot bestimmter Parolen und Symbole) 

sowie ein konsequentes polizeiliches Einschreiten gegen einzelne Störer – ggf. 

einschließlich Platzverweisen, Personalienfeststellungen und Ingewahrsamnahmen – in 

Betracht. Diese Maßnahmen sind sachnäher, weil sie unmittelbar an der Gefahrenquelle 

(dem Verhalten einzelner Personen) ansetzen, ohne in das Selbstbestimmungsrecht des 

Veranstalters über den Versammlungsort einzugreifen. Soweit es um konfliktträchtige 

Begegnungen mit „Meinungsgegnern“ geht, ist es Aufgabe der Polizei, die Friedlichkeit der 

Versammlung durch geeignete Trennung der Gruppen sicherzustellen (vgl. BVerfG, Beschl. 

v. 14.5.1985, 1 BvR 233/81, juris Rn. 92 f.).  
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Soweit der Schutz der Grünanlage Moorweide in Rede steht, hat die Kammer 11 des 

Verwaltungsgerichts in ihrem Beschluss vom 27. Juni 2024 (11 E 2497/24) entschieden, 

dass eine vollständige Untersagung der Nutzung der Moorweide ohne räumliche oder 

zeitliche Begrenzung oder Anwendung von Bodenschutzmaßnahmen jedenfalls 

unverhältnismäßig wäre. Anhaltspunkte für eine abweichende Bewertung sind hier nicht 

ersichtlich; im Gegenteil ist die zeitliche Belastung bei der hier in Rede stehenden 

neuntägigen Versammlung deutlich geringer als bei dem mehrmonatigen Camp 2024. 

(3) Schließlich verändert die Verlegung den durch das Zusammenspiel von Motto und 

geplantem Veranstaltungsort geprägten Charakter der Versammlung erheblich. 

Der Antragsteller hat in seiner Anmeldung sowie im Verlauf der Kooperationsgespräche 

nachvollziehbar dargelegt, weshalb die Moorweide für den von ihm verfolgten Zweck der 

Versammlung von zentraler Bedeutung ist. Die Moorweide befindet sich im unmittelbaren 

Umfeld des Bahnhofs Dammtor und der Universität Hamburg, ist – im Gegensatz zum 

Sternschanzenpark – von der Straße und dem vorbeiführenden Bahnverkehr einsehbar und 

liegt auf dem Weg einer Vielzahl von Personen, die sich vom Bahnhof Dammtor in Richtung 

Universität bewegen. Sie hat eine erhebliche Tradition als Ort politischer Versammlungen 

seit der Weimarer Republik und insbesondere seit der Studentenbewegung der 1960er 

Jahre. Diese Sichtbarkeit und gesellschaftliche Anschlussfähigkeit ist für eine 

Versammlung, die – wie hier – auf eine breite Öffentlichkeit insbesondere im universitären 

Kontext zielt, konstitutiv (vgl. zum Beachtungserfolg BVerfG, Urt. v. 22.2.2011, 1 BvR 

699/06, juris Rn. 97; OVG Hamburg, Urt. v. 1.3.2023, 4 Bf 221/20, juris Rn. 99 ff.).  

Der von der Antragsgegnerin gezogene Vergleich der Luftlinie zwischen Moorweide und 

Sternschanzenpark einerseits und Audimax der Universität Hamburg andererseits (ca. 

870 m bzw. ca. 950 m) wird der für den Beachtungserfolg maßgeblichen Frage nach 

Zugänglichkeit und zu erwartendem Publikumsverkehr nicht gerecht. Während die 

Moorweide im täglichen Strom universitären Publikums liegt, müsste der 

Sternschanzenpark gezielt aufgesucht werden. Die symbolische Anknüpfung des Camps – 

insbesondere die Verbindung zu universitärem Protest („Solidarität mit anderen friedlichen 

internationalen Protestbewegungen von Studierenden und Universitätsangehörigen“) – 

ginge an einem solchen Ort weitgehend verloren. 

Soweit die Antragsgegnerin die historische Bedeutung der Moorweide als Deportationsort 

anführt und der Versammlung einen „Würdigungs- oder Gedenkbezug“ abspricht, vermag 

dies eine Verlegung ebenfalls nicht zu tragen. Dass eine Versammlung an einem historisch 
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sensiblen Ort stattfindet, kann zwar– wie bereits ausgeführt – im Einzelfall 

Anknüpfungspunkt für inhaltliche Auflagen oder – bei einer eindeutig festgestellten 

Stoßrichtung gegen das Gedenken – für Beschränkungen sein. Zur Verlegung berechtigt 

es indes nur bei Vorliegen einer hinreichend konkreten und ortsspezifischen Gefahr, an der 

es hier fehlt. 

b)  Auch die Auflage bezüglich des sogenannten Infopoints dürfte sich als rechtswidrig 

erweisen.  

aa)  Der Infopoint unterfällt dem Schutzbereich der Versammlungsfreiheit. 

Art. 8 Abs. 1 GG schützt auch infrastrukturelle Ergänzungen einer Versammlung in Form 

u.a. von Informationsständen, Sitzgelegenheiten, Imbissständen oder auch Zelten, sofern 

sie funktional-versammlungsspezifisch eingesetzt werden. Infrastrukturelle 

Begleiteinrichtungen einer Versammlung sind damit nicht in jedem Fall dem Schutzbereich 

der Versammlungsfreiheit zuzuordnen. Dies ist vielmehr nur dann anzunehmen, wenn die 

jeweils in Rede stehenden Gegenstände und Hilfsmittel zur Verwirklichung des 

Versammlungszwecks funktional, symbolisch oder konzeptionell im Sinne der konkreten 

kollektiven Meinungskundgabe notwendig sind. Ob bestimmte Gegenstände oder 

infrastrukturelle Einrichtungen, die von den Veranstaltern der Versammlung zu deren 

Durchführung als notwendig erachtet werden, in diesem Sinne unmittelbar 

versammlungsbezogen sind, ist von der Versammlungsbehörde nach einem objektiven 

Maßstab im Einzelfall zu beurteilen (OVG Hamburg, Urt. v. 1.3.2023, 4 Bf 221/20, juris Rn. 

91).  

Eine infrastrukturelle Einrichtung eines als Versammlung zu beurteilenden Protestcamps 

unterfällt dem unmittelbaren, durch das Versammlungsgesetz ausgestalteten Schutz durch 

Art. 8 GG dann, wenn sie einen inhaltlichen Bezug aufweist. Darunter ist eine materielle 

Beziehung zwischen der Versammlung einerseits und der infrastrukturellen Einrichtung 

andererseits im Sinne eines infrastrukturellen, funktionalen, symbolischen Bezugs zu der 

mit dem Camp bezweckten Meinungskundgabe zu verstehen (OVG Hamburg, Urt. v. 

1.3.2023, 4 Bf 221/20, juris Rn. 92).  

Für die Bewertung eines inhaltlichen Bezugs der Infrastruktur zur Meinungskundgabe 

kommt es auf die im Zeitpunkt der Entscheidung der Antragsgegnerin zugrundeliegenden 

Tatsachen und Bekundungen des Anmelders und der Veranstalter an (vgl. OVG Hamburg, 

Urt. v. 1.3.2023, 4 Bf 221/20, juris Rn. 105). 
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Gemessen an diesen Maßstäben weist der Infopoint einen inhaltlichen Bezug zum 

Kundgabethema auf. Denn auch dort sollen die Anliegen des Protestcamps vermittelt 

werden und die Besucherinnen und Besucher des Protestcamps zu einzelnen Angeboten 

hingesteuert werden. Ausweislich der Anmeldungsunterlagen soll der Infopoint als zentrale 

Anlaufstelle für Besucherinnen und Besucher dienen. Es sollen Informationen zum 

Programm, zu politischen Hintergründen sowie zum Ablauf der Versammlung bereitgestellt 

werden. Zudem erfolge dort die Orientierung innerhalb des Camps sowie die Weiterleitung 

zu einzelnen Programmpunkten. Der Merch- und Infostand diene der Verbreitung 

politischer Materialien wie Flyer, Bücher und Informationsbroschüren. Diese würden auf 

Spendenbasis abgegeben. Der Stand unterstütze die politische Bildungsarbeit und 

ermögliche es Besucherinnen und Besuchern, sich vertiefend mit den Inhalten der 

Versammlung auseinanderzusetzen.  

Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin entfällt die Erforderlichkeit des Infopoints 

nicht dadurch, dass seine Funktionen bereits vollständig durch andere Einrichtungen des 

Protestcamps abgebildet wären. Der Infopoint dient ersichtlich als erste Anlaufstelle für 

Besucherinnen und Besucher, um diesen einen Überblick über Veranstaltungen und 

Programm zu geben. Ausweislich der Antragsschrift richtet er sich auch an Außenstehende 

und damit nicht nur an Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Protestcamps. Auch entspricht 

die Abgabe von Informationsmaterial zum Mitnehmen nicht dem Angebot der Bibliothek, 

welche auf eine Lektüre vor Ort abzielt. Schließlich ist auch die Abgabe von Merchandise-

Artikeln mit Bezug zum Kundgebungsthema auf Spendenbasis oder zum Selbstkostenpreis 

von der Versammlungsfreiheit erfasst (vgl. VG Würzburg, Urt. v. 21.1.2015, 5 K 13.346, 

juris Rn. 116) und überschreitet entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin nicht den 

Versammlungsrahmen. 

bb) Die Auflage erweist sich nicht als verhältnismäßig, um die von dem Infopoint 

ausgehenden Gefahren für die Grünfläche zu verhindern. 

Zwar gehen von dem Infopoint Gefahren für die Grünfläche Moorweide aus. Ohne 

entsprechende Erlaubnis stellt seine Nutzung am Versammlungsort einen Verstoß gegen 

§ 1 Abs. 3 Nr. 2, 7a und Nr. 13 der Verordnung zum Schutz der öffentlichen Grün- und 

Erholungsanlagen (HmbGrAnlV) dar.  

Die Verfügung eines Nutzungsverbots erweist sich aber voraussichtlich als 

ermessensfehlerhaft. Im Rahmen einer Abwägung setzt sich das Versammlungsrecht des 

Antragstellers nach Art. 8 Abs. 1 GG gegenüber dem Grünflächenschutz durch. Ausweislich 

der Lageskizze nimmt der Infopoint den kleinsten Raum der Aufbauten auf dem 
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Versammlungsgelände ein. Die Auswirkungen zum Schutz der Grünfläche sind im 

Verhältnis zur Gesamtfläche des Protestcamps gering. Demgegenüber wiegt das Interesse 

des Antragstellers schwerer, über Art und Inhalt der Veranstaltung zu bestimmen. 

c)  Hinsichtlich der Untersagung der Nutzung eines Sanitätszeltes dürfte der 

Widerspruch dagegen keinen Erfolg haben. Die entsprechende Auflage nach § 15 Abs. 1 

VersG dürfte sich insoweit als rechtmäßig erweisen.  

Das Sanitätszelt unterfällt voraussichtlich nicht dem Schutzbereich der 

Versammlungsfreiheit, so dass seine Nutzung am Versammlungsort einen Verstoß gegen 

§ 1 Abs. 3 Nr. 2 und 7a, Nr. 13 HmbGrAnlV darstellt, wenn nicht eine Erlaubnis nach § 4 

Abs. 2 des Gesetzes über Grün- und Erholungsanlagen (HmbGrAnlG) i.V.m. § 1 Abs. 4 

HmbGrAnlV vorliegt. 

Denn es unterfallen nur diejenigen infrastrukturellen Einrichtungen, die dem Camp räumlich 

zuzurechnen sind, aber keinen inhaltlichen Bezug zur Meinungskundgabe aufweisen, dem 

Schutz der Versammlungsfreiheit, die für dessen Veranstaltung in logistischer Hinsicht 

erforderlich sind, ohne die das Camp also nicht veranstaltet werden könnte (vgl. BVerwG, 

Urt. v. 24.5.2022, 6 C 9/20, BVerwGE 175, 346, juris Rn. 29). 

Das Sanitätszelt weist selbst keinen inhaltlichen Bezug zum Kundgabethema auf, sondern 

ist der logistischen Infrastruktur zuzuordnen. Als solcher fehlt es dem Sanitätszelt an der 

Erforderlichkeit für die Durchführung der Veranstaltung. Das Protestcamp könnte auch 

ohne ein solches Sanitätszelt veranstaltet werden. Insoweit hat die Antragsgegnerin 

zutreffend auf die Nähe zu verfügbaren Einrichtungen des Rettungsdienstes und der 

medizinischen Versorgung verwiesen, die auch die medizinische Versorgung der 

Versammlungsteilnehmer gewährleisten können. Das Erfordernis einer verfestigten 

medizinischen Infrastruktur in Form eines Sanitätszeltes hat der Antragsteller nicht 

dargelegt und ist auch im Hinblick auf die Zahl der Teilnehmer am Protestcamp von etwa 

200 Personen fernliegend. Eine Erstversorgung der Versammlungsteilnehmer durch 

Sanitäter lässt sich auch ohne ein entsprechendes Zelt bewerkstelligen. 

Ermessensfehler der Antragsgegnerin bei Erlass der Auflage sind in diesem 

Zusammenhang nicht ersichtlich. Soweit der Antragsteller der Antragsgegnerin sachfremde 

Erwägungen vorhält, da dem Betreiber des Sanitätszeltes mitgeteilt worden sei, die 

Einrichtung des Zeltes lasse auf die Planung strafbarer Handlungen schließen, ist nicht 

ersichtlich, dass diese Erwägungen, sollten sie im Rahmen von Kooperationsgesprächen 

geäußert worden sein, die Ermessensbetätigung in der Verfügung vom 5. Mai 2026 
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beeinflusst haben. Die Antragsgegnerin hat vielmehr in Übereinstimmung mit den 

versammlungsrechtlichen Zwecken des § 15 VersG auf die fehlende Erforderlichkeit 

infrastruktureller Einrichtungen abgestellt.  

d) Soweit die Antragsgegnerin den Aufbau eines Sanitätszeltes untersagt hat, besteht 

auch ein besonderes Vollziehungsinteresse. Dieses folgt daraus, dass wegen des 

unmittelbar bevorstehenden Beginns der Versammlung die Auflage der sofortigen 

Vollziehbarkeit bedarf, um nicht wirkungslos zu bleiben (vgl. Schoch/Schneider/Schoch, 

VwGO, 48. EL Juli 2025, § 80 Rn. 216e m.w.N.). 

II. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 155 Abs. 1 VwGO 

Die Festsetzung des Streitwertes beruht auf § 53 Abs. 2 Nr. 1, § 52 Abs. 1 und Abs. 2 GKG 

in Verbindung mit Nr. 1.5 und Nr. 45.2.2 des Streitwertkataloges für die 

Verwaltungsgerichtsbarkeit und berücksichtigt, dass die gerichtliche Entscheidung im Falle 

einer versammlungsrechtlichen Beschränkung schon im vorläufigen 

Rechtsschutzverfahren die Hauptsache regelmäßig faktisch vorwegnimmt. 

 

…            … 
 

… 

 
 


